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Grußwort von Dr.in Ute Leidig MdL, Staatssekretärin im
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-
Württemberg

Sehr geehrte Frau Professorin Mackenstedt,

sehr geehrte Frau Hahn,

sehr geehrte Damen und Herren,

(Es gilt das gesprochene Wort)
seit über 75 Jahren ist die Gleichberechtigung von Frauen und Männern in
unserem Grundgesetz verankert. Und doch beobachten wir aktuell, wie
rechtspopulistische und rechtsextreme Strömungen erstarken und wie
antifeministische Anfeindungen und Angriffe zunehmen. Zudem
beobachten wir vermehrt eine modernisierte Form des Antifeminismus, die
dem Grundsatz der Chancengleichheit und dem Recht auf
Selbstbestimmung widersprechen. Demnach sind Frauen in erster Linie
Hausfrau und Mutter. Diese Vorstellungen orientieren sich am Bild der
traditionellen Familie „aus Vater, Mutter und Kindern“. Familienmodelle
mit einer alleinerziehenden Person oder einem homosexuellen Elternpaar
werden abgelehnt.

In Deutschland nehmen antifeministische Vorfälle zu. Die bundesweite
Meldestelle Antifeminismus verzeichnete im Jahr 2024 insgesamt 558
Meldungen. Das ist ein Anstieg von 50 % gegenüber dem Vorjahr. Mehr
als jeder zweite erfasste antifeministische Vorfall war queerfeindlich
motiviert. Betroffene sind vor allem Gleichstellungsbeauftragte,
feministisch Aktive, Mitarbeitende von Beratungsstellen, Verbände und
zivilgesellschaftliche Initiativen.

Diese Angriffe sind Folge einer antifeministischen Mobilisierung und
Radikalisierung im Netz. Antifeministische Akteure wie Männlichkeits-
Influencer, Pick-Up-Artists oder Männerrechtsaktivisten adressieren gezielt
insbesondere Jungen und junge Männer mit frauen- und queerfeindlichen
Inhalten – teilweise mit Erfolg.

Das dürfen wir nicht zulassen. Wir Frauen müssen solidarisch
zusammenstehen, sichtbar bleiben und uns klar positionieren.

Laut der Leipziger Autoritarismus-Studie 2024 weisen 23 % der Befragten
ein geschlossen antifeministisches Weltbild auf. Demnach sollen sich
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Frauen etwa wieder stärker auf die Rolle als Ehefrau und Mutter besinnen.
Die Zustimmung zu antifeministischen Aussagen steigt erneut – und sie
geht einher mit einer insgesamt deutlich gestiegenen Zustimmung zu
rechten, rassistischen und anderen menschenfeindlichen Aussagen in
weiten Teilen der Bevölkerung. All die Angriffe und Mobilisierungen zeigen
Wirkung: Stimmen für Frauenrechte und queere Rechte werden leiser.
Vielfältige Lebensrealitäten und progressive Perspektiven drohen
unsichtbar zu werden.

Wir dürfen das nicht zulassen.

Das Land begegnet Antifeminismus umfassend – präventiv, unterstützend
und strukturell. Mit der ressortübergreifenden Gleichstellungsstrategie
gehen wir einen wichtigen Schritt.

Zudem tritt die Landesregierung Antifeminismus in seinen
unterschiedlichsten Erscheinungsformen entschieden entgegen. Im Fokus
stehen unter anderem Gewalt gegen Frauen, Hatespeech oder digitale
Gewalt. Wir setzen uns dafür ein, geschlechtliche und sexuelle Vielfalt in
allen Lebensbereichen sichtbarer zu machen sowie zu stärken. Die vom
Sozialministerium geförderte Fachstelle gegen Antifeminismus und
Queerfeindlichkeit hat sich in kurzer Zeit etabliert und erreicht mit ihren
Vorträgen und Workshops viele Menschen und Organisationen.

Darüber hinaus fördern wir die Landeskoordinationsstelle zur
Informationsvermittlung, Beratung und Unterstützung von trans*, inter*
und nicht-binären Menschen bei geschlechtsbezogener und sexualisierter
Gewalterfahrung. Gleichzeitig fördern wir Projekte zur kritischen
Auseinandersetzung mit Männlichkeitsvorstellungen. Außerdem hat sich
das Sozialministerium in den vergangenen Jahren im Kabinettsausschuss
gegen Hass und Hetze engagiert und vielfältig zum Thema Antifeminismus
eingebracht. Mit dem Aktionsplan „Für Akzeptanz und gleiche
Rechte“ haben wir viel bewegt und tun das weiterhin. Das queere
Netzwerk Baden-Württemberg ist sehr engagiert und stärkt mit regionalen
Kleinprojekten die Sichtbarkeit und Akzeptanz.

„Gegen Antifeminismus vereinen“ – genau das müssen wir tun. Wir
müssen uns für eine Gesellschaft einsetzen, in der Frauen, Männer,
queere Menschen gleiche Chancen, Anerkennung und Akzeptanz erfahren.
Und wir müssen gleichzeitig die Opfer antifeministischer Angriffe
unterstützen und schützen.

Als Landesfrauenrat haben Sie das Thema Antifeminismus früh
aufgegriffen: Bereits im November 2019 haben Sie den Fachtag „Worte
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schaffen Werte – Antifeminismus von Rechts in Baden-
Württemberg“ durchgeführt. Bereits damals bezogen Sie eine klare
Position gegen Antifeminismus und Rechtspopulismus. Dafür danke ich
Ihnen herzlich.

Lassen Sie uns gemeinsam für eine Gesellschaft eintreten, in der
Gleichberechtigung selbstverständlich ist und Diskriminierung keinen
Raum hat.
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Antifeminismus – Über historische Kontinuitäten und
Handlungsmöglichkeiten

Vortrag und Workshop von Dr.in Rebekka Blum, Uni Marburg,
Forscher*in und Politische Bildner*in

In Zeiten rechtsautoritärer Erfolge – nicht nur in Deutschland – wird
deutlich, dass feministische Errungenschaften wie Selbstbestimmungs-,
Mitbestimmungs- und Bildungsrechte sowie berufliche Gleichstellung für
Frauen und queere Personen massiv angegriffen werden.
Dies zeigt sich in Verboten geschlechtergerechter Sprache in
Verwaltungen und Bildungseinrichtungen in vielen Bundesländern ebenso
wie in massiven Angriffen gegen Frauen und queere Personen des
öffentlichen Lebens. Auch die Verschärfung von Regelungen zum
Schwangerschaftsabbruch und die Einschränkung der medizinischen
Versorgung von trans* Personen in den USA, das Ausrufen von LSBTQIA*-
freien Zonen in Polen, die Abschaffung des Fachs Gender Studies in
Ungarn oder das Verbot von Feminismus und queeren Lebensweisen in
Russland zeigen diese Entwicklungen. Ihnen allen ist gemein, dass sie im
Kern zutiefst antifeministisch und queerfeindlich sind.
Antifeminismus basiert auf der Vorstellung der ausschließlichen
Zweigeschlechtlichkeit, d. h. der Vorstellung, dass es ausschließlich cis
Männer und cis Frauen gibt, die klare geschlechtstypische Eigenschaften
haben. Dies führt zu einer Geschlechterhierarchie in der Gesellschaft, bei
der Männlichkeit aufgewertet und Weiblichkeit abgewertet wird. Dies geht
mit einer geschlechtsspezifischen Arbeits- und Sphärentrennung einher:
öffentlich-männlich-politisch und privat-weiblich-sorgend. Darüber hinaus
basiert Antifeminismus auf der Vorstellung von Heterosexualität als
alleinige Norm sowie auf Familismus, also einer Gesellschaft, die auf dem
Ideal der heterosexuellen Kleinfamilie aufbaut.
In meiner Forschung zum Antifeminismus in Westdeutschland zwischen
1945 und 1990 habe ich herausgearbeitet, dass Antifeminismus nicht erst
als Gegenreaktion auf feministische Entwicklungen entsteht, sondern im
Sinne eines strukturellen Antifeminismus patriarchale Verhältnisse
absichert. Ein Beispiel hierfür ist der 1871 im Kaiserreich eingeführte und
in der Bundesrepublik bis heute geltende § 218, der
Schwangerschaftsabbrüche kriminalisiert. Gegen diesen strukturellen
Antifeminismus begehren feministische Bewegungen auf und stellen die
antifeministische Norm infrage. Gegen dieses Aufbegehren mobilisiert sich
schließlich ein bewegungsförmiger Antifeminismus, der das Ziel verfolgt,
das Aufbegehren abzuwehren. Diese Erweiterung des Antifeminismus-
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Verständnisses macht deutlich, dass Antifeminismus nicht erst durch
feministische Bewegungen entsteht, ebenso wenig wie Rassismus durch
Migration, Antisemitismus durch das Verhalten von Jüd*innen oder
Klassismus durch das Verhalten von Menschen in Armut. Vielmehr
basieren diese Ungleichheitsideologien auf der Vorstellung einer
natürlichen Ungleichheit von Menschen. Feministische Bewegungen,
Gleichstellungsarbeit und Antidiskriminierungsarbeit sind daher als
notwendiges Eintreten für eine (geschlechter)gerechte Gesellschaft zu
verstehen.

In diesem Workshop, in dem Dr.in Rebekka Blum von Jessica
Messinger aus dem Vorstandsteam des LFR BW unterstützt wurde,
ging es um praktische Übungen & Austausch zum Umgang mit
Antifeminismus im Alltag und Arbeitsfeld

In dem Workshop setzten sich die Teilnehmenden mit ihren Erfahrungen
zu antifeministischen Inhalten in ihrem jeweiligen Alltag auseinander.
Dabei wurde deutlich, dass alle Teilnehmenden bereits Erfahrungen mit
Antifeminismus gemacht haben.
In einer Argumentationsübung, der sogenannten Kugellager-Methode,
probierten alle Teilnehmenden aus, sich gegen antifeministische Aussagen
zu positionieren. Im Anschluss wurde zusammengefasst, welche
Strategien die Teilnehmenden bereits ausprobiert und welche im Alltag gut
geklappt haben. Hier entstand ein intensiver Austausch und es fand ein
gegenseitiges Beraten statt.
Als eigene hilfreiche Strategien wurden beispielsweise folgende Vorschläge
gemacht:

• Nachfragen stellen: Was genau meinen Sie damit? Wen meinst du
mit „wir“ und „sie“?

• Konkrete Beispiele einfordern (Wo hast du das gelesen? Wann
genau ist das passiert?).

• Aussagen auf ihren Kern zuspitzen.
• Eigene Erfahrungen einbringen.
• Eigene Haltung einbringen (Das widerspricht allem, woran ich

glaube).
• Positive Leitbegriffe/Positionen einbringen (Jede Person hat das

Recht, in dem Geschlecht zu leben, in dem sie sich wohlfühlt. Was
wäre aus deiner Sicht gerecht?)
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• Von der Sach- auf die Beziehungsebene wechseln.
• Positionieren und Thema wechseln
• In sich selbst „reinspüren“: Bei sich selbst bleiben.
• Dritte hinzuholen: Erst einmal andere reden lassen.
• Grenzen ziehen (Ich beende hier das Gespräch).

Als grundlegendes Ziel wurde herausgearbeitet, dass es wichtig ist,
Kontrolle über das Thema zu behalten, Solidarität mit Betroffenen
auszudrücken und sich auch selbst zu schützen.
Dabei ist es wichtig, sich auch über folgende Fragen Gedanken zu
machen:

• Wann verletzen Aussagen mich und wann überschreiten sie sogar
die Grenzen des demokratischen Meinungsspektrums?

• Wann ist ein klares Signal und ggf. eine Grenzziehung in Form des
Gesprächsabbruchs nötig?

• Wie kann ein Gespräch auf Augenhöhe und nicht konfrontativ
verlaufen, auch in Anbetracht von Hierarchien und Abhängigkeiten?

• Wie kann ich in Gesprächssituationen Verbündete finden, mit denen
ich gemeinsam argumentieren und eine Haltung vertreten kann, und
wie kann ich Bündnisse nutzen?

Insgesamt ist es wichtig, sich zu fragen, was ich in der konkreten
Situation erreichen kann und welche Ziele realistisch sind. Wenn ich in die
Diskussion gehe, ist es sinnvoll, darauf zu achten, authentisch zu bleiben,
auf Selbstschutz zu achten und sich auch Unterstützung bei anderen
Personen zu suchen.
Weitere Beispiele und hilfreiche Reflexionsfragen finden sich in: Eltze,
Wiebke/Gutsche, Peps (2019): SICHTBAR UND AKTIV: HALTUNG ZEIGEN!
Argumentieren gegen antifeministische Äußerungen. Ein
Methodenhandbuch für Trainer*innen. Abrufbar unter: https://www.gwi-
boell.de/sites/default/files/haltung_zeigen_handbuch_lizenzergaenzung_p
df_16_juli_2019.pdf
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